Wien, Donnerstag 4. Augnſt 1870. 


III. Jahrgang. Nr. 31. 


Oeſterreichiſche 


Zeilſchrift „ Verwaltung. 


Herausgeber und nerantworklicher Redacteur: Dr. jur, & phil. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redactlon und Adminiſtration in Moritz Perles! Buchhandlung in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe Nr. 17. 
(Mränumeratlonen nd an die Adminiſtratſon zu richten.) 
Präuumerationspreſs: Für Wien mit Zusendung in das Haus und für bie öſte rr. Kronländer fanımt Poſtzuſendung jührtich 4 fl. halblährig 2 f. 
viertefiährig I fl. Für das Ans land jährlich 3 Thaler. 
anſerote werden billaſt berechnet. — Meelamationen, wenn unberfegelt, inh portoſtel. 


Inhalt: 
Einige Fragen aus gen Landtagswahl-Ordnunges 
Mittheilungen aus ber Prazis: 
Concurrenzpflicht zur Beſlrettung bes Miethzinſes für die Seelſorgsgeiſtlichkeit. 
(Hoſkansleidecret vom 18. April 1806, A. 22616.) 
Zur Frage der Bedingungen der Inanſpruchnahme des Me 
vorläufiger Krankenverſorgung nach $. 29 des Heimalsge 


5 in Falle 


Ueber die Bedingungen der Zulclſsigkett des Lortettfammelns in fremden 
Mäldern. 2 
Verorb nungen, 
Werſon alien, 
Erledigungen. 


Einige Fragen aus den Landlags-Waßlordnungen. 
Don Th. Minaldini. 


Die eben erfolgten Landtagswahlen haben wieder zu manchem 
Zweifel über die Auslegung der einſchlägigen gefetzlicheu Beſtimmungen 
Aulaß gegeben. Ich mill verſuchen im Folgendem einige der aufgetauch⸗ 
ten Fragen zu befprechen. 

I. Au welche Bedingungen iſt die Wählbarkeit ale 
Wahlmann geknüpft? 

Die Landtagswahlordnungen enthalten hierüber keinerlei ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung, daher der Geſetzesinterpretation ein weiter Spiel: 
raum gelaffen iſt. Aus dem Schweigen des Geſetzes konnte mit einer 
gewiſſen formellen Berechtigung die Anſicht abgeleitet werden, als könne 
eben Jeder ohne Unterſchied zum Wahlmann gewählt werden. Dieſer 
Auſicht folgend, müßte man jedoch die Wählbarkeit elues Minderjähri⸗ 
gen, eines Ausländers ꝛc. zugeben und käme in Widerſpruch mit allen 
fonſt über Wählbarkeit zu den Vertretungskörpern geltenden Beſtim⸗ 
mungen. 

Abgeſehen demnach von dieſer kaum berechtigten Anſicht ließe ſich 
obige Frage nach folgenden drei Verſionen beantworten: nämlich es 
konne zum Wahlmann gewählt werden: 

a) wer das active Landtagswahlrecht in der Wählerelaſſe der 
Lundgemeinden beſitzt, oder 

b) wer die Wählbarkeit zum Landtagsabgeordneten beſitzt oder 
endlich 

e) ein ſolcher (b) aber nur aus der Mitte der Urwähler 
der betreffenden Gemeinde. 

Dieſe Auſicht sub a) beruht auf dem Gedanken, daß der Wahl⸗ 
maun zur Ausübung des activen Wahlrechtes behufs der Wahl der 
Abgeordneten der Landgemeinden beſtellt wird, daher ſeine Wählbar⸗ 
keit lediglich an jene Bedingungen geknüpft werden müffe, bei deren 
Beſiaud das active Wahlrecht in der Wählerclaſſe der Landgemeinden 
eintritt. Darnach wäre es z. B. nicht nothwendig, daß der Wahlmaun, 
wie es für den Lanudtagsabgeordneten gefordert wird, 30 Jahre alt 


ſel. (In dieſem Sinne erfloß auch die in Nr. 11 ex 1869 dlefer 
Zeitſchrift angeführte Entſcheldung einer Landesſtelle.) 

Berechligter als die eben beſprochene ſcheint mir die oben sub b) 
angeführte Anſicht, da fie in die Beſtimmungen der L.⸗W.⸗O. fchon 
mehr Anhaltspunkte findet, 

$. 31 der C.-W.⸗O. (ich werde mich bei der Citation der Para- 
graphe an die L.⸗W.⸗O. für Oberöſterreich halten, als der noch am 
wenigſten durch nachträgliche Geſetze abgeänderten) beſtimmt nämlich, 
daß bei der Wahl der Wahlmänner unter anderen auch die Vorſchrift. 
des F. 38 in aualoge Anwendung zu bringen iſt, welch' letzterer 
Paragraph es dem Vorſitzenden der Wahlcommiſſiou für die Wahl der 
Landtagsabgeordneten zur Pflicht macht, den verſammelten Wahlern den 
Juholt der die Bedingungen der Wählbarkeit zum Laudtagsabge 
ordneten normireuden 88. 16 und 17 gegenwartig zu halten. Wenn 
auf Grund deſſen die 88. 16 und 17 als maßgebend auch bezüglich 
der zur Wählbarkeit als Wahlmaun erforderlichen Eigenſchaſten, 
gehalten werden, fo ergibt ſich eben die sub b) ausgeſprochene Anſicht. 
Es konnte darnach nur jener zum Wahlmaun gewahlt werden, ber 
als Landtagsabgeordneter wählbar iſt, gleichviel aber welcher Wohler 
claffe des Landes er angehört (8. 16 d), alſo auch ein Großgrund⸗ 
befiger, ein ſtaͤdtiſcher Wähler, oder ein Wähler einer anderen 
Landgemeinde. 

Bei dem Mangel jeder ausdrücklichen Beſtimmung über die 
Bedingungen der Wählbarkeit als Wahlmann nnd hei der fomſt ein⸗ 
tretenden Nothmendigkeit dieſe Bedingungen auf indirectem Wege feſt⸗ 
zuſtellen, halte ich die Amvendung der 88. 16 und 17 für gerecht⸗ 
fertigt, obgleich man dazu nur auf dem etwas wetten Wege der 
Combination der 88. 31 und 38 gelangt und obgleich dleſe Anwen⸗ 
dung keine blos analoge, wie 8. 38 beſagt, vielmehr eine ſtriete iſt. 

Ich glaube aber, daß man hiebei nicht ſtehen bleiben darf, ſon⸗ 
dern auch den 8. 15 der L. W. O., obwohl auch dleſer nicht ande 
drücklich von den Wahlmännern ſpricht, hier anwenden muß, und 
komme hiemit auf die oben unter c) aufgeſtellte Anſicht. Der eben 
eitirte Paragraph ſagt: „Wer in der Wahlerclaſſe des großen Grund: 
beſitzes wahlberechtigt iſt, darf in keinem Wahlbezirke der beiden an⸗ 
dern Wöͤhlerclaſſen, und mer in einem Wahlbezirke der Städte und 
und Juduſtriglorte wahlberechtigt iſt, in keiner Landgemeinde wählen. 
Iſt ein Wahlberechtigter der Wählerelaſſen der Städte und Judu⸗ 
ſtriglorte und der Landgemeinden Mitglied mehrerer Gemeinden, jo 
übt er das Wahlrecht blos in der Gemeinde feines ordentlichen Wohn⸗ 
fitzes.“ 

Das Verbot der doppelten Ausübung des Wahlrechtes ift hier 
ganz allgemein gehalten, es hat demnach auch für den Fall zu gelten, 
als das eine der colfirenden Wahlrechte das des Wahlmannes als 
folcher wäre. Daraus folgt: Der Großgrundbeſitzer und der ſtädtiſche 
Wähler können nicht zu Wahlmännern gewählt werden, da fie laut 
Obigem in keiner Landgemeinde wählen dürfen; der in mehreren Lond⸗ 
gemeinden Wahlberechtigte kaun nur in der Gemeinde ſeines ardent⸗ 
lichen Wohnſitzes und ſomit gewiß auch der in blos einer Landgemeinde 
Wahlberechtigte nur in dieſer Gemeinde Wahlmann werden, da fir 
außerhalb der bezeichneten Gemeinde das Wahlrecht nicht ausüben dürfen. 

Ich komme daher zu dem Satze: Die Urmähler einer Land. 
gemeinde haben die Wahlmänner aus ihrer Mitte zu wählen und 


es muß der Wahlmann die zur Wählbarkeit als Landtags⸗ 
ab geordneter erforderlichen Eigenſchaften beſttzen. Ich halte diefe 
Loſfung für die richtigſte unter den angeführten Verſianen, weil mit 
derſelben den hiebei in Betracht kommenden Beſtimmungen der L. W.⸗O. 
am meiſten Rechnung getragen apird. 

Uebrigens liehe ſich auch die Anſicht up a) anit der Beſtimmung 
des §. 15 combiniven, wornach der Wahlmann aus der Mitte der 
Urwähler zu entnehmen wäre, ohne ſedoch die zur Wählbarkeit als 
Landtagsabgeordneter erforderlichen Eigenſchaften beſitzen zu müſſen. 


Im Großgrundbeſitze ſiud Corporatlonen (die politiſchen Gemein⸗ 
den als Eorporationen alleſn ausgenommen) zweifellos wahlberechtigt, 
da §. 11 der L.⸗W.⸗O. die Art der Ausübung ihres Wahlrechtes 
normirt. 

Bei den Wählerclaſſen der Stadte und der Landgemeinden räu⸗ 
men die L.⸗W.⸗O. das Landkagsmahlrecht gewiſſen zur Wahl der 
Gemelndevertretung berechtigten Gemeindegliedern ein, ohne 
hiebei der Corporaklouen insbeſondere Erwähnung zu machen. Es muß 
demnach zur Löfung unferer Frage guf die das Wahlrecht in der. 
Gemeinde regelnden Beſtimmungen der Gemeinde-Orduung und Wohl- 
Ordnung (für Oberoſterreich vom 28. April 1864 und Nachtrags⸗ 
geſetz vom 4. Ockober 1868) zurückgegangen werden. Im 8. 1 diefer 
G.⸗W.⸗O. heißt es nun, nach Aufzählung der wahlberechtigten Gemeinde⸗ 
mitglieder, im letzten Abſatze: „Den wahlberechtigten einzelnen Ge 
meindemitgliedern find auch inländiſche Corporalſouen, Stiftungen, 
Vereine und Auſtalten beizuzahlen, wenn bei ihnen die Bedingung 
sub 1 (Steuerzahlung) eintritt.“ In 8. 6 wird fohin beſtimint, 
durch wen ſolche Corporatlonen ihr Wahlrecht auszuüben. Ganz ähn⸗ 
lich lauten die dlesfälligen Beſtlmmungen auch in den anderen 
Gemeinde⸗Wahlordnungen. 

Dies legt es nahe, den Corporatlonen auch das Landtagswahl⸗ 
recht, als Ausfluß aus dem Wahlrechte iu der Gemeinde, ohueweiters 
zuzugeſtehen. Erwaͤgt man jedoch, daß die Gemeinde ⸗Wahlorduung 
das Wahlrecht zum Landtage gur gewiſſen Gemeindegliedern 
einräumt; daß der oben angeführte 8. 1 der G. W.⸗O. die Corpora 
tionen den Gemeindemitgliedern, was die Wahlberechtigung in der 
Gemeinde betrifft, wohl beizähft, fie aber eben durch dieſe beſondere 
Anführung von den Gemelndemitgliedern doch unterſcheidet; daß der 
8. 7 der G. O. (deſſen neue Faſſung durch das früher zitlete Geſetz 
vom 4. October 1868 gegeben ift) bei Aufzählung der Perſonen, 
deuen die Mitgliedſchaft in der Gemeinde zukommt, der Corporatlonen 
nicht erwähnt, was doch hätte geſchehen müſſen, wenn das Geſetz ihnen 
dieſe Cigeuſchaft hätte zuerkennen wollen; endlich daß das Landtags⸗ 
wahlrecht als ein politiſches Recht naturgemäß nur Einzelperſouen 
zuſtehen ſoll und daher eine Ausnahme hievon nur auf Grund einer 
ausdrücklichen Beſtimmung des Geſetzes gerechtfertigt wäre — fo 
dürfte die gegenthellige Anſicht, daß nämlich Corporationen in den 
fraglichen zwei Wählerklaſſen nicht laudtagswahlberechtigt find, als 
richtiger erſcheinen. 

Es iſt gegen das Wahlrecht der Corporationen auch geltend 
gemacht worden, daß iu den Wählerclaſſen der Städte und der Land⸗ 
gemeinden das Wahlrecht perſon lich auszuüben ſei (§. 15 L.⸗W.⸗O.). 
Ich halte aber dieſes Argument nicht für zutreffend, weil von einer 
Corporation, dle durch ihren gefeglichen oder ſtatutariſchen Vertreter 
wählen würde, kaum geſagt werden könnte, fie wähle nicht perſönlich. 
Dies wäre nur dann der Full, wenn dieſer Vertreter das Stimm⸗ 
recht nicht ſelbſt, ſondern durch einen Bevollmächtigten ausüben wollte. 

Obiges Argument reicht allerdings aus, um das Wahlrecht der 
Frauen in Zweifel zu ziehen (Vergleiche den Aufſatz in Nr. 6 l. J. 
dieſer Zeitſchrift), weil die Frau perſönlich ſtimmen könnte, während 
eine Corporation nalurgemäß immer repräſentirt werden muß *). 

Zum Schluſſe ſei noch erwahnt, daß in Folge des Landesgeſetzes 
vom 1. Maj 1870 in Mähren die Eorporationen auch in den mehr⸗ 
erwähnten zwei Wöhlerelaſſen zweifellos mahlberechtigt find, da die 
Art der Ausübung ihres Wahlrechtes beſtimmt, ſomit ein ſolches 
geſetzlich anerkannt wurde. 

III. Sind Reelamationen gegen die Wählerliſten 
iu den Wählerklaſſen der Städte und der Landgemein⸗ 
den zu läſſige 


*) Der geſegliche oder ſtatutariſche Vertreter einer Corporation repräfen: 
fire dieſelbe als Perſon volltänälg. Die Perkreiung der Frau, die ſelhlt Perſon 
ılt, erſcheint aber nur als eine Stellvertrelung für ne et Handlung. 

ent. d. Red. 
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Die Landtagswahl Ordnungen enthalten Beſtimmungen über die 
Meclomationen gegen die zu veröfſentlichende Wählerliſte des Große 
grundbeſitzes (58 22 und 23), keine Beſtimmungen aber über derlei 
Rerlamationen in den beiden anderen Wählerclaſſen. 

Daraus konnte gefolgert werden, wie denn auch wirklich hie und 
da gefolgert wurde, daß in dieſen Wählercloſſen den Betheiligten das 
Recht gegen die Wählerliſten zu reclamiren nicht zuſtehe. 

Das Raclamationsrecht zum Schutze eines fo wichtigen Rechtes, 


wie das Laudtagswahlrecht ift, ſoll nie geſchmglert, vielmehr möglichſt 
II. Sind Corporationen landtags wahlberechtigt? 


ausgedehnt werden; ſchon deshalb fällt es ſchwer, ſich obiger Anſicht 
anzubequemen; überdies gibt es Anhaltspunkte im Geſetze, welche trotz 
des Schweigens desſelben doch zu einer gegentheiligen Anſicht gelan⸗ 
gen laſſen. 

Nach 8. 25 der L. W.⸗O. haben bel Berfafjung der Wähler 
listen in der ſtädtiſchen Wählerelaſſe die bei der letzten Nempahl der 
Gemeinde⸗Vertretung richlig geſtellten Liſten der Geineindewähler als 
Baſis zu dienen. Schon das deutet an, daß die Gemerndewahlliſten 
wicht abſolut maßgebend find bei der Bildung der Liften der Land 
tagswahlberechtigten, d. h. daß dle Letzteren nicht einfach durch Strei 
chung der zur Landtagswahl nicht berechtigten Gemeindewähler in deu 
erſteren zu bilden find (denn in dieſem Falle würde das Geſetz kaum 
den eine viel weitergehende Modifizirung der Gemein dewahlliſten 
zulaſſenden Ausdruck „als Baſts“ gebraucht haben), fonderu daß nebſt 
der Uebertragung der zur Landtagswahl berechtigten Gemeindewähler 
in die Landtags wahlliſten auch neue Wähler darin eingetragen werden 
konnen, welche z. B. das Laudtagswahlrecht erſt uach den letzten 
Gemeindewahlen erworben oder ihr Wahlrecht bei den Gemeindewahlen 
nicht geltend gemacht haben, daher in den Gemeindewahlliſten nicht. 
erſcheinen. 

Zugegeben, daß derlei neue Eintragungen eiutretenden Falls 
geſchehen ſollen, wäre es aber ſonderbar fie nur dann zuzulaſſen, 
wenn die Gemeinde oder die polttifihe Behörde von Amtswegen. 
3. B. durch Einfihtuahme der Steuerregiſter zur Kennkuiß der Exfſtenz 


boch nicht eingetragener Wahlberechtigter gelangt, und fie auszu 


schließen, wenn die Betheiligten ſelbſt ihr Wahlrecht reelamiren. 
Ein Gleiches muß wohl auch bezüglich der Verzeichniſſe der in der 
Wählerclaſſe der Landgemeinden zur Wahl der Wahlmänner berech- 
ligten Gemeindeglieder angenommen werden, obſchon der 8. 28 
b.⸗W.⸗O. die unſerer Anſicht minder günflige Dictton gebraucht, daß 
dieſe Verzeichniſſe aus den bei der letzten Neuwahl der Gemeinde⸗ 
Vertretung richtig geſtellten Liſten der Gemeindewähler zu verfaſſen 
find. Es tritt nämlich in dem einen wie in dem anderen Falle das 
weitere Argument hinzu. daß das Gefetz vorſchreibt, bei Verfaſſung 
der fraglichen Liſten nach den Beſtimmungen des die Mahl: 
berechtigung zum Landtage normirenden §. 12, beziehungsweiſe §. 14, 
vorzugehen, welche Paragruphe wohl das Wahlrecht in der Gemeinde, 
nicht aber das Eingetragen-Sein in der Wahlliſte als Vorausſetzung 
des Landtags⸗Wahlrechtes kenneu. 

Endlich kann ſich auch darauf geſtützt werden, daß laut 8. 25, 
beziehungsweiſe 8. 30, die Behörde die Richtigkeit der in Frage 
ſtehenden Liſten zu beſtätigen hat, und ihr nicht zugemuthet werden 
köunte, dieſe Beſtätigung vorzunehmen imd doch gleichzeitig Reclama⸗ 
tionen, welche iht Lücken in den Liſten nachweiſen, unberückſichtigt 
zu laffen. 

Acceſſoriſch tritt die Frage ein, ob, das Reclamationsrecht zu⸗ 
gegeben, ein Reclamationstermin behördlich feſtgeſetzt werden 
konne. Dieſe Frage muß wohl verneigt werden, da in der Feſtſetzung 
eines Termines, fo opportun ſolche fein mag, eine Reſtringirung des 
Reclamationsrechtes liegt, die nur auf Grund einer ausdrücklichen 
geſetzlichen Beſtimmung ſtatthaft wäre. Die Reclamationen müſfen 
vielmehr ſo lange als thunlich entgegengenommen und verhan⸗ 
delt werden. 

In dieſem Siune hat das Miniftertum bei wiederholten An⸗ 
läſſen entſchleden, 

Zum Schluſſe ſei noch erwähnt, daß in Böhmen durch das 
Landesgeſetz vom 17. Jänner 1870 für die Wählerklaſſe der Städte, 
ſowie für jene der Landgemeinden und in Galizien durch das Landes⸗ 
geſetz vom 6. October 1869 blos für die erſigenannte Wählerclaſſe 
das fragliche Rerlamatſonsrecht ausdrücklich eingeräumt und das bezüg⸗ 
liche Verfahren geregelt wurde. 

Streitfragen bezüglich der Landtagswahlen werden ihre endgiltige 
Loſung wohl nur im Wege der Gejeggebung finden; die Fudicatur 
wird diesfalls kaum zu einer gleichfoͤrmigen Praxis führen, denn fie 
ſteht in letzter Linie den Landtagen gelegentlich der Verifiekrung der 


Wahlen (F. 52 L.⸗W.⸗O.) zu und es wird weder jeder Landtag 
gleich dem anderen eutſcheiden, noch iſt der Landtag an eine allfallig 
im Laufe der Wahlhandlung ergangene Entſcheidung des Miuiſteriums 
gebunden. 

Trotzdem oder vielleicht gerade deswegen kann es nützlich werden, 
derlei Gegeuſtände in einer Fach⸗Zeitſchriſt zu deim Zwecke zu beſprechen, 
eine weitere Discuſſion anzuregen. 


—̃ — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Concurreuzpflicht zur Beſtreſtung des Mlethztuſes für die Seelſurgs⸗ 
geiſtlichkeit. Gofkanzleldecret vom 18. April 1806, 3. 22616) 


Da die Kirche und Pfarre in M. (Böhmen) im Jahre 1867 
abbrannte, mußte bis zum Wiedergufbaue der Wohngebäude der Pfarr⸗ 
geiſtlichkeit eine Interinswohnung gemiethet werden. Die Beftveiting 
des Mlethzinfes wurde nach Abſchlag eines von den Eingepfarrten 
freiwillig übernommenen Theilbetrages vom Bezirksamte zur Ganze 
dem Patronate auferlegt, hauptſächlich deshalb, weil er an der Ver⸗ 
aögerung des Wiederaufbaues der Pfarrwohnung Schuld trage. Ueber 
den hiegegen vom Patronate ergriffenen Recurs reformirte die Statt 
halterei mit Erlaß vom 4. Auguſt 1868 dieſe Entſcheidung dahin, 
daß der obige Miethzins nach Maßgabe der beſtehenden Concurrenz⸗ 
vorſchriften zu vertheilen, ſomit zu einem Dritkheile den Eingepfarrlen, 
zu zwei Drittheilen aber dem Patronate aufzutegen fei. — Hiegegen, 
wurde vom Patron der Miniſterialrecurs ergriffen; derſelbe wurde 
jedoch nicht ſofort, ſondern erſt über die nachgefolgten Eilnnahnungen, 
zur Zahlung ergriffen, angeblich deshalb, weil die Imitation des Er- 
laſſes nicht au den Patron ſelbſt, ſondern nur an ſein Patronatsamt 
erfolgt war. Der Recurg ftähte ſich darauf, daß kein Geſetz exiſtire, 
welches eine ſolche Vertheilung des Miethzinſes auf den Patron und 
die Pfarrgemeinde rechtſertige; wenn aber ſchon nach Aunglogie der 
Coucurrenzvorſchrſſten vorgegangen werden wollte, fo möge doch zu⸗ 
nächſt das allerdinge vorhandene Kirchenvermuͤgen in Anſpruch genom— 
men werden. Recurreut berechnete, daß im Jahre 1869 bel der Kirche 
in M. ein Eiukommenüberſchuß von 370 fl. und bei der Filiallirche 
von L. ein folder von eireg 600 fl. ſich herausſtellen müßte. Dieſe 
Ueberſchüſfe ſollten nach den bisherigen Ueberſchlägen auch nicht zum 
Neubau der Pfarre verwendet werden. Desgleichen fei es ungerecht, 
daß das Einkommen der HBenefieigten gar nicht zur Deckung des Mieth⸗ 
zinſes herangezogen werde. 

Das Minifterium für Cultus und Unterricht bemerkte in feinem 
Erlaſſe vom 24. October 1869 an bie Statthalteret, daß der obige 
Recurs als verſpätet hatte zurückgewieſen werden können, daß ſich aber 
das Miniſterlum aus Billigkeitsrückſichten beſtimmt gefunden habe, das 
Meritoriiche des Recurſes und beziehungsweſſe die Frage der dem Re- 
currenten aufgelegten Leiſtung in Erwägung zu nehulen. Das Miniſterium 
könne nun zwar dem Recurſe nicht ſtattgeben, allein es müſſe doch auch 
die Zuruckwelſung desſelben an die bei der Uuvollſtändigkeit der Acken 
nnerläßliche Vorqusſetzung knüpfen, daß nicht nur, wie in Einbeglei⸗ 
tungsberichte angedeutet wurde, das gauze über die Bedeckung der 
laufenden Kirchenbedürfuiſe erübrigende reine Kircheneinkommen für den 
Kirchenbau in Anſpruch genommen werden wird, fonderu daß auch die 
Dotation des Beneficiaten von M. keine ſolche iſt, daß derſelbe in 
Gemaßheit des 6. Abſatzes des Hofkanzleidecretes vom 18. April 1806, 
3. 22616, für olfaſtige an den Pfarrgebäuden vorfallende Reparaturen 
zum Theile aufzukommen hätte. Denn wäre dies der Fall, fo müßte, 
wie die Statthalkerer felbſt annimmt, daß die vorliegende Frage nach 
der Anologie der ebeneitirten gefetzlichen Beſtimmung zu entſcheiden ift, 
dieſe Aualogie auch auf die Mitleiſtungspflicht des Benefictaten aus⸗ 
gedehnt werden und es würde nur der hienach unbedeckt verbliebene 
Net der Miethzinsauslage nach dem ſonſtigen geſetzlichen Concurrenz⸗ 
maßſtabe aufzuthellen ſein. 

Hierüber erftattete die Statthalterer die Aufklärung, daß das reine 
Einkommen des Pfarrbeneficiaten in M. laut readluſtirter Pfarrfaſſton 
687 fl. betrage, und daß die Statthalterei in Folge dieſes Umſtandes 
die Intimation der minifteriellen Entſcheidung — nachdem dieſelbe 
ausdrücklich an die Vorausſetzung geknüpft war, daß der Beneficlat in 
M. den im 6. Abſatze des Hofkanzleidecretes vom 18. April 1806 
erwähnten Congruauberſchuß nicht genieße, unterlaſſen zu müſſen glaubte. 
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In Folge diefer Aufklärung faud das Miniſterium mit Erlaß 
vom 3. December 1869 dem Reeurſe des Pakrons inſoweit Folge zu 
geben, daß bei dem Umſtande, als der Beneficiat von M. thatſächlich einen 
Congrnaüberſchuß von 372 fl. genießt, eine Verpflichtung der Pfarreou⸗ 
currenz einſchlleßlich des Patrous zur Beſtreitung des in Rede ſtehenden 
Miethziuſes nur in dem Maße einzutreten hat, als dieſe Auslage nicht durch 
die im 6. Abſatze des mehrerwähnten Hofkanzleideeretes vom F. 1806 
lit, e. näher bezeichnete Verwendung des Congrug⸗Ueberſchuſſes ihre Dre 
deckung finden kann. Denn da die unterbehördlichen Entſcheldungen ſelbſt 
von der — richtigen — Voraus ſetzung ausgehen, daß der vorliegende, 
in den Gefetzen nicht ausdrücklich entſchiedene Fall nach der Aualogle 
des oben eitirten Hofdecretes zu beurtheilen iſt, da insbeſondere auch 
j die Verpflichtung der Pfarrroncurrenz zu der Beſtreitung des mehr⸗ 
erwähnten Mielhzinſes nur auf eine folche analoge Anwendung diefer 
geſetzlichen Beſtimmuug gegründet werden kann: jo muß dieſe Auglogie 
offenbar auch auf die in jenem Hofdecrete normirte Mitleiſtungspflitht 
des Benefteiaten ausgedehnt werden und ft fomit nur der hlenach noch 
unbedeckt verbleibende Heft der Miethzinsguslage der Pfarrconcurxenz 
im Auftheilungswege zur Laſt zu legen. (Ger. Ztg.) 


Zur Frage der Bedingungen der Inanſpruchunhine des Rehreſſes im Falle 
borianfiger Kraukenverſorgung nach §. 20 des Hekuuntsgeſetzes, 


Der ſechziglährige verehellchte Tiſchler E. E. gus N. relſte anı 
31. Mat 1869 nach L, um im dorligen Spitale der barmherzigen, 
Brüder Heilung von feinem Leiden zu ſuchen. Er konnte aber weder 
in dieſem Spitale, noch in jenem der barmherzigen Schweſtern und 
zwar wegen Mangels an Raum Auſuahme finden. Erſt am 1, ni 
1869 wurde E. über vieles Bitten und auf Grund eines Armuths⸗ 
zeugulffes vom 11. März 1869 im ſtädtiſchen allgemeinen Kraukeu⸗ 
Haufe aufgenommen. E, blieb in dieſein Spitale bis 2. Juni 1869. 
Am 14. Juni 1869 erfolgte bereits die Verſtändigung der Heimats. 
gemeinde E.“s, welch’ letztere aber unterm 18. Juni gegen die Ver⸗ 
pflegung E. s im Spitale zu 8. auf Koflen der Gemeinde proteſtirte, 
weil dieſe Verpfleguug in den 88. 28 und 29 des Heſmaksgeſetzes 
nicht gegründet fel. E. ſel nicht in L. erkrankt, ſondern mit dem Bor 
ſatze, dort in's Spital zu gehen, dahin gereiſt. E. hatte in N. ohne⸗ 
hin die Verpflegung bei feiner Familie und die unentgeltliche Behand 
lung vom Gemeſndearzte geuoffen. Die Gemeinde N. ſtellte endlich 
die Abholung E.“s durch deſſen Angehörige in Ausſicht. Dieſe Abholung 
erfolgte jedoch nicht. 

Die Gemeinde L. nahm ſodann von der Gemeinde N. den Erſatz 
der Verpflegskoſten in Anſpruch, indem fie auf den Charakter des 
ſtädtiſchen Krankenhauſes als einer nicht öffentlichen und als einer 
reinen Gemeindelokalanſtalt hinwies. Die Gemeinde N. verweigerte 
den Erfatz mit Berufung auf obige Motive. 

Die Bezirkshouptmaunſchaſt St. ſprach die Zahlungspflicht der 
Gemeinde N. aus, weil dieſe von der Aufnahme E. 8 is Spilal ver⸗ 
ſtändigt worden ſel, weil fie dieſe Abholung aus dem Spitale unter⸗ 
laſſen habe, und weil die Zahlungsunfähigkeit E38 und feiner Familie 
nachgewieſen war. 

Die Statthalterei enthob die Gemeinde N. über deren Recurs 
von der Zahlungspflicht, aus folgenden Gründen: 

C. €. ſel am 29. Mai 1869 bereits krank und mit der Abficht 
in ein Spital zu gehen, nach V. gereiſt. Der Fall des 8. 29 des 
Heimatsgeſetzes “) ſei alſo nicht vorhanden. Außer deu Falle des 
9. 29 des Heimatsgeſetzes war aber zur Aufuahme E. s ins Spital auf Koſten 
der Heimatsgemeinde mit Rückſicht darauf, daß das Krankenhaus kein 
öffentliches ift, die Zuſtummung der Heimatsgemeinde nothwendig, 
Eine ſolche lag nicht nur nicht vor, ſie wurde ſogar ausdrücklich ver⸗ 
welgert. Da nun 8. 29 nicht anwendbar war, fo konnte die Gemeinde 
N. auch nicht zur Abholung E.“ verpflichtet, und aus der unter 
laffenen Abholung ſeiteus der Angehörigen des Verpflegten eine 
Zahlungspflicht der Gemeinde N. abgeleitet werden. 

Das Miniſterium des Innern hat dieſe Entſcheidung unterm 
24. Juli 1870, 3. 9433, beflätigt. **) 


) Nach dem Wortlaute der Beſlimmung des 8. 23 des Heimaſsgeſezes 
vom g. December 1863 hat jebe Genkeinde, unter dem Vorbehalte des Eraher 
der Koſten Seitens ber Heimatsgemejnde u. {. w., „auswärtige Arte, welche 
in ihrem Gebiete erkranken, fo lange zu verpflegen, bis jie ohne Nach. 
heil für ihre oder anderer Geſundheit aus der Verpflegung emilafjen werben 


können“ 
**) Mer zahlt die Koſten? Bem. b. Ned. 
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Ueber die Bedingungen der Zulaſſigkeit des Loriettſammelus in fremden 
Wäldern. 


Der Bürger Georg M. o mänuſchte bei der Bezirkshauptmaun⸗ 
schaft M. das Gewerbe eines Lärchenterpentinſammlers (Lorſettenſammlers) 
anzumelden, allein die Bezirkshauplmanuſchaft beſchied, daß der Betrieb 
eines ſolchen Gewerbes im poliliſchen Bezirke nicht zugelaffen werden 
könne. Bis dahin (18. Mal 1870) waren die Gewerbe der Loriett⸗ 
ſammler im Bezirke M. nicht blos geduldet, fondern auch gut beſteuert 
geweſen. Die Gründe der abtoeielichen Erledigung der Bezirkeahauptmaun. 
ſchaſt beſtanden darin, daß durch das Aubohren der Lärchen und das 
Entziehen des Nahrungsſaftes das Baumleben gefährdet, wenn nicht 
ganz und gar zerſtört fei, daß mithin die Lärchen, welche dle wichtig⸗ 
ſten Waldbäume der Gegend von M. ſeien, abſterben oder doch ver⸗ 
kümmern würden und fo die Holzzucht gefährdet erſcheine. Forſtpolizel⸗ 
liche Ruckſichten erheiſchen es aber gebieleriſch, daß die Holz- und Wald⸗ 
cultur nicht gefährdet ſei. 

Dagegen recureirte Georg M. .o und verſuchte zu entwickeln, 
daß das Anbohren der Nadelhölzer, wenn es mit der gehörigen Vor⸗ 
ſicht geſchehe, uicht ſchädlich wäre, und daß es immer ſtattgehabt hätte. 

Die ſteiermürkiſche Statthalterei gab laut Erlaſſes vom 11. Juli 
1870, 3. 8503, dem Recurſe keine Folge, jedoch aus folgenden Grün⸗ 
den: „Nach Punkt V a) des Kundmachungs⸗Patentes zur Gewerbe⸗Ord 
nung vom 20, Dezember 1859 *) und nach 8. 60 des Forſtgeſetzes 
vom 3. December 1852 **) hat nämlich die Gewerbe⸗Ordnung auf 
das Sammeln von Lärchenharz keine Anwendung, es iſt daher die An⸗ 
meldung eines freien Gewerbes für pleſe Befchäftiguug unſtatthaft.“ 

Gleichzeitig erließ die ſteiermaͤrkiſche Statthalterei ein Normale, 
betreffeud die Geſuche um Bewilligung zum Lorſettſammeln (Anbohren. 
der Waldbaume zur Harz Terpentin⸗] Gewinnung.) 

Dieſes Normale lautet: 

„Nach Punkt V a) des Kundmachungs⸗Patentes zur Gewerbe 
Ordnung und nach 8. 60 des Forſtgeſetzes vom Yahre 1852 kaun 
beim Harzſammelu die Gewerbe-Orbnung nicht zur Anwendung kommen, 
wohl aber iſt im Intereſſe der Forſteultur an dem Grundſatze feſtzu⸗ 
halten, daß das Harzjammelu in freuden Wäldern an elne forſtpolizei⸗ 
liche Bewilligung der politiſchen Behörde gebunden iſt, welche nur dann 
gegeben werden darſ, wenn die Einwilligung der Waldeigenthümer vor⸗ 
liegt oder keine localen Forſibedenken obwalten. 

Mit einer ſolchen politifhen Bewilligung hat ſich jeder einzelne 
im Walde mit Loriettſammeln Beſchäftigte zu verſehen, und fte hat nur 
auf jene Wälder ſich zu erſtrecken, deren Eigenthümer im Sinne des 
8. 60 des Forſtgefetzes ihre Zuſtſmmung hierzu ertheilt haben, fo wie 
auch jeder einzelne Lorieltſammler bei der polltiſchen Behörde nachzu⸗ 
weiſen hat, für welche Unternehmer oder Händler er arbeitet. 

Wer mit deln geſammelten Terpentin ein förmliches Handels⸗ 
geſchäft treiben will, hat im Sinne des Gewerbe-Geſetzes dieſes Handels 
geſchäft bei der politiſchen Behörde ordnungsmäßig anzumelden und ſich 
zur Erwerbſteuer zu bekennen.“ E. 


— — 


Verordnungen. 


Erlaß des 1. k. Miniftertung für Laudesvertheldigung vom 17. Juni 1870, 
3. 5108, betreffend die Ausdehnung dee Vorſchriſten über die Einguar- 
tierung des ſtehenden Heeres auf die Landwehr, 

Mit Nüdjicht auf die Beſtimmung des g. 20 des Landwehegeſees — 
welchem zufolge Officlere und Mannſchaft der k. k. Landwehr während ihrer 
Dienſtleiſtung Anſpruch auf Gebühren haben, welche jenen des ſtehenden Heeres 
gleich find, — findet auch die Vorſchrift über die Cinquartierung des Heeres 
vom 15. Mai 1851 auf die Landwehr überhaupt und ſpeclell auf dle zur 
Dienſtleiſſung, alfo zur Ausbildung, Waffenübung, zur Abhaltung von Controls⸗ 
nerſammlungen einberufenen Landwehr⸗Angehörigen, fo wie auf bie miobiliſirte 
Landwehr unter denſelben Modalitäten, wie ſie für das ſtehende Heer gelten, 
Anwendung. Eine Ausnahme hiervon greift lediglich rͤckſichtlich der im Ge⸗ 
nuſſe eines Quartlergeldes ſtehenden Landwehrperſonen Platz, welche auf bie 
Heiftelung von Naturalquartieren ſeiteus der Communen keinen Anſpruch haben. 

*) „Auf bie lande und forſtwirthſchaſtliche Produckton und ihre Neben⸗ 
gewerhe findet das Gemerbe⸗Geſeh keine Anwendung.“ 

) In dieſem Paragraphe handelt es ſich um die Qualification als 
Forſtübertretüngen durch gewiſſe Handlungen und Unterlaſſungen, welche 
ohne Zuſtimmung des Waldeigenthümers in deſſen Walde geſchehen und mo: 
durch ſogenannte Holzungsnebennützungen erzielt werden. 


Erlaß des E k. Miniſterlums für Landesvertheldiguun vom 10. Inu 1870, 
3. 4688/III, betreffeud Trausferirung von Landwehrmannern zum ſtehen⸗ 
den Hrere oder zur Krlegsmariue. 


Mittelſt des an die k. und k. General: und Militär⸗Commanden ergan⸗ 
genen Reſeripts oom 20. September 1869, 3. 7056, Abtheilung 2, hat das 
k. und k. Reichs⸗Kriegs⸗Miniſterium verlautbart, daß Transfericungen non 
Landwehrmännern zum ſtehenden Heere oder zur Kriegsmarine grundſählich 
nicht zuläffig erſcheinen, weil es jedem Stellungspflichtigen unbenommen ſſt, 
vor dem Beginne der Stellungsperiode freiwillig in das ſtehende Heer oder in 
die Kriegsmarine einzutreten, ſonſt aber der Betreffende die Conſequenzen der 
Losreihe zu tragen hat. Es ſchließt jedoch dieſe Bestimmung nicht aus, daß 
derlei Transſerirungen unter rüchlichtswürdigen Umſtänden auf besonderes Anz 
ſuchen der Transferirungsbewerber über einvernehmlich erfolgende Bewilligung 
des R. g8⸗Miniſtertums und des Miniſteriums für Landes vertheidigung 
ausnahn fe ftattfinden. 

Bezügliche bei dem Ergänzungs⸗Vezicks⸗Commando der erwählten Truppe, 
Heeres, ober Marineauſtalt direct oder durch die zuſtändige pollliſche Behörde 
erſter Inſtanz einzubringende Geſuche find von ben erwähnten Commanden im 
Wege der Landwehr⸗Evldenzhallung des Bataillonsbezirks, welchem der Trans. 
ferkrungswerber angehört, au das Landwehr⸗Commando zur welteren Vorlage. 
an das Nelchs⸗Krlegs⸗Minlſterium vermittelt des Landesvertheidigungs⸗Mini⸗ 
ſterlums zu leiten. — Der gleiche Porgaug iſt bel Anſuchen von aus dem 
ſtehenden Heere in die k. k. Landwehr überſehten Perſonen des Maunſchafts 
ſtandes um Rücktrausſerirung behufs Forlſetzung der acliven Dienſtleiſtung zu 
beobachten. — 


Perſounlien 
nach dem amtlichen Thelle der „Wiener Zeitung“. 


Se. Majeſtät haben dem en e urſter Claſſe in 15 
Grätz Joſef Wratltſch den Titel und Charakter eines Glalthalterelrathes 
taxfrel verllehen, 

Se. Majeflät haben dem Bezirkshauptmann erſter Claſſe Franz Stähling 
in Graz bei der f märkiſchen Stalthalterei erledigle Stalthalterelraths 
ſtelle zwelter Claſſe verlichen. 

Se. Maſeſlät haben dem Tilular⸗Regierungscalhe Jakob Zulehner 
Allter von Aheinwact bel deſſen Verſezung in ven bleibenden Nuheſtand, 
die Allerhöchſte Anerkennung bekannt gegeben. 

Se, Majeftät haben ben Polizeien der Wiener⸗Polizel⸗Direcllon Adal⸗ 
bet Zaleiſt g und Anton Hine is tarfrel den Titel und Rang von Regierungs⸗ 
räthen verliehen. 

Der Reichskanzler hat den Goncepläahjiineten der k 1. Stallhaltereſ in 
Trieſt Graſen Peter Conſolati zum Conſulareleven ernannt. 


Der Minijler des Innern hal den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe Julius 
Seeder zum Bezirkshauptmann erſter Glaffe und den Be, Anton 
Eiſel zum Bez Claſſe in Steiermark 

Der Min r Cultus und Unterricht hat die Stelle ten Guflo: 
an ber k. k. Univerſttäts⸗Bibllolhek in Wien, dem zweiten Cuſtos biefer Anflalt 


Dr. Karl Leopold Michel ſs, die zweite Euftosftelle dem erſten Serlplor Anton 
Kallmus, die Stelle rſten Scripkors den zweilen Serſplor Dr. Ferd. 
Graffauer, enplich die zweite Serlptoſtelle dem Amanuenſis dieſer Bibliothet 
Dr. Alois Müller verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung‘. 


Armenarztesſtelle für die Brigittenau gegen Remuneratlon von 300 fl 
(nach fünfjähriger Dienſtzelt gegen eine Nenumeration von 500 fl., nach zehn: 
jähriger gegen eine von 600 fl.) (Mutsblatt Nr. 172.) 


40 kr. Dem fühlbaven Maugel einer guten 40 kr. 
Specialkarte U 


deulſch-franzöſtſchen Kriegsſchauplatzes 
ift durch die foeben erſchieuene Karte von Guſtav König (Verlag 
von Moritz Perles in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17) ab⸗ 
geholfen. Dieſelbe iſt mit großer Genauigkeit gearbeitet, in 3 Farben 
colorirt und mit intereffanten ſtaliſtiſchen Notizen verfehen. 
Zu haben in allen Buch⸗ und Kunſthandlungen. Preis 40 kr., 
mit Francopoftverſendung 50 kr. 


Dru von A. Pichlers Witwe & Sohn in Wien. 


Berlag von Morik Perles in Wien, Stadt, Spfegelgaſſe 17. 


